
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Celle — 
Auslegung von Art. 42 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor­
tung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
(ABl. L 338, S. 1) — Kindesentführung — Vollstreckung einer 
Entscheidung eines zuständigen (spanischen) Gerichts, mit der 
die Rückgabe eines Kindes angeordnet wird — Befugnis des 
ersuchten (deutschen) Gerichts, die Vollstreckung der genannten 
Entscheidung im Fall einer schwerwiegenden Verletzung der 
Rechte des Kindes abzulehnen 

Tenor 

Unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens kann sich das 
zuständige Gericht des Vollstreckungsmitgliedstaats der Vollstreckung 
einer mit einer Bescheinigung versehenen Entscheidung, mit der die 
Rückgabe eines widerrechtlich zurückgehaltenen Kindes angeordnet 
wird, nicht mit der Begründung entgegenstellen, dass das Gericht des 
Ursprungsmitgliedstaats, das diese Entscheidung erlassen hat, gegen 
Art. 42 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. 
November 2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren 
betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1347/2000 nach dessen mit Art. 24 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union konformer Auslegung ver­
stoßen habe, da für die Beurteilung der Frage, ob ein solcher Verstoß 
vorliegt, ausschließlich die Gerichte des Ursprungsmitgliedstaats 
zuständig sind. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010. 

Beschluss des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 14. 
Oktober 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Landes- 
sozialgerichts Berlin — Deutschland) — Christel Reinke/ 

AOK Berlin 

(Rechtssache C-336/08) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Erledigung) 

(2011/C 63/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landessozialgericht Berlin 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Christel Reinke 

Beklagte: AOK Berlin 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Landessozialgericht Berlin — 
Auslegung der Art. 18 EG, 49 EG und 50 EG sowie von Art. 
34 Abs. 4 und 5 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates 
vom 21. März 1972 über die Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb 

der Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. L 74, S. 1) — 
Erstattung der Kosten für die medizinische Notfallbehandlung 
eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats in einem privaten 
Krankenhaus eines anderen Mitgliedstaats, die daraus resultierte, 
dass sich das zuständige öffentliche Krankenhaus mit der Be­
gründung, nicht über hinreichende Kapazitäten zu verfügen, 
weigerte, die genannte Leistung zu erbringen — Nationale Re­
gelung des zuständigen Mitgliedstaats, nach der die Erstattung 
der Kosten für medizinische Behandlung, die für eine Notfall­
behandlung in einem privaten Krankenhaus eines anderen Mit­
gliedstaats entstanden sind, ausgeschlossen ist, die aber die Er­
stattung solcher Kosten zulässt, wenn diese von einem privaten 
Krankenhaus im Inland in Rechnung gestellt werden 

Tenor 

Das mit Entscheidung vom 27. Juni 2008 vorgelegte Vorabentschei­
dungsersuchen des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg (Deutsch­
land) ist erledigt. 

( 1 ) ABl. C 260 vom 11.10.2008. 

Beschluss des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 2. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwalt- 
ungsgerichts Meiningen — Deutschland) — Frank Scheffler/ 

Landkreis Wartburgkreis 

(Rechtssache C-334/09) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 Abs. 1 der Verfahrensordnung — Richtlinie 
91/439/EWG — Gegenseitige Anerkennung der Führer­
scheine — Verzicht auf den nationalen Führerschein nach 
Erreichen des Höchstpunktestands wegen mehrerer Verstöße 
— In einem anderen Mitgliedstaat erteilter Führerschein — 
Negatives medizinisch-psychologisches Sachverständigengut­
achten des Wohnsitzmitgliedstaats nach dem Erwerb eines 
neuen Führerscheins in einem anderen Mitgliedstaat — Ent­
zug der Fahrerlaubnis für das Hoheitsgebiet des ersten Mit­
gliedstaats — Befugnis des Wohnsitzmitgliedstaats des Inha­
bers des von einem anderen Mitgliedstaat erteilten Führer­
scheins, auf diesen Führerschein seine innerstaatlichen Vor­
schriften über Einschränkung, Aussetzung, Entzug oder Auf­
hebung der Fahrerlaubnis anzuwenden — Voraussetzungen — 
Auslegung des Begriffs „Verhalten nach dem Erwerb des 

neuen Führerscheins“) 

(2011/C 63/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Meiningen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Frank Scheffler 

Beklagter: Landkreis Wartburgkreis 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Meiningen 
— Auslegung der Art. 1 Abs. 2 sowie 8 Abs. 2 und 4 der 
Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über 
den Führerschein (ABl. L 237, S. 1) — Führerschein, der von
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einem Mitgliedstaat einem Angehörigen eines anderen Mitglied­
staats ausgestellt worden ist, der auf seinen einzelstaatlichen 
Führerschein verzichtet und zum Zeitpunkt der Ausstellung 
des neuen Führerscheins seinen ordentlichen Wohnsitz im Ho­
heitsgebiet des Ausstellermitgliedstaats hatte — Versagung der 
Anerkennung dieses Führerscheins durch die Behörden des 
Wohnsitzmitgliedstaats, die sich auf ein medizinisch-psychologi­
sches Sachverständigengutachten stützt, das in diesem Mitglied­
staat auf der Grundlage einer nach Ausstellung des neuen Füh­
rerscheins durchgeführten medizinischen Untersuchung erstellt 
wurde, sich aber einzig auf vor dessen Ausstellung liegende 
Umstände bezieht — Einstufung dieses Sachverständigengutach­
tens als „Umstand, der nach dem Erwerb der neuen Fahrerlaub­
nis eingetreten ist“ und die Anwendung der innerstaatlichen 
Vorschriften über Einschränkung, Aussetzung, Entzug oder Auf­
hebung der Fahrerlaubnis rechtfertigen kann? 

Tenor 

Die Art. 1 Abs. 2 und 8 Abs. 2 und 4 der Richtlinie 91/439/EWG 
des Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein in der durch die 
Richtlinie 2006/103/EG des Rates vom 20. November 2006 geän­
derten Fassung sind in dem Sinne auszulegen, dass sie es einem 
Mitgliedstaat verwehren, es bei der Ausübung seiner Befugnis nach 
Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 91/439 zur Anwendung seiner inner­
staatlichen Vorschriften über Einschränkung, Aussetzung, Entzug oder 
Aufhebung der Fahrerlaubnis auf den Inhaber eines von einem anderen 
Mitgliedstaat ausgestellten Führerscheins aufgrund eines vom Inhaber 
dieses Führerscheins vorgelegten Fahreignungsgutachtens abzulehnen, 
in seinem Hoheitsgebiet die sich aus dem in dem anderen Mitgliedstaat 
ausgestellten Führerschein ergebende Fahrberechtigung anzuerkennen, 
wenn dieses Gutachten zwar nach dem Zeitpunkt der Ausstellung 
dieses Führerscheins und auf der Grundlage einer nach diesem Zeit­
punkt durchgeführten Untersuchung des Betroffenen erstellt wurde, 
aber keinen, sei es auch nur partiellen, Bezug zu einem nach der 
Ausstellung dieses Führerscheins festgestellten Verhalten des Betroffe­
nen hat und sich ausschließlich auf vor diesem Zeitpunkt liegende 
Umstände bezieht. 

( 1 ) ABl. C 267 vom 7.11.2009. 

Beschluss des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 11. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunale di Trani — Italien) — Cosimo Damiano Vino/ 

Poste Italiane SpA 

(Rechtssache C-20/10) ( 1 ) 

(Art. 104 § 3 der Verfahrensordnung — Sozialpolitik — 
Richtlinie 1999/70/EG — Paragraphen 3 und 8 der Rahmen­
vereinbarung über befristete Arbeitsverträge — Befristete Ar­
beitsverträge im öffentlichen Sektor — Erster oder einziger 
Vertrag — Pflicht zur Angabe der objektiven Gründe — 
Aufhebung — Senkung des allgemeinen Niveaus des Schutzes 
der Arbeitnehmer — Diskriminierungsverbot — Art. 82 EG 

und 86 EG) 

(2011/C 63/26) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Trani 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Cosimo Damiano Vino 

Beklagte: Poste Italiane SpA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale di Trani — Aus­
legung der Paragraphen 3 und 8 Nr. 3 des Anhangs der Richt­
linie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der EGB- 
UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsver­
träge (ABl. L 175, S. 43) — Vereinbarkeit einer nationalen 
Regelung, die im innerstaatlichen Recht eine Klausel für die 
Einstellung von Arbeitnehmern bei der Poste Italiane SpA be­
stätigt, in der kein Grund für die befristete Beschäftigung ange­
geben wird 

Tenor 

1. Paragraph 8 Nr. 3 der am 18. März 1999 unterzeichneten 
Rahmenvereinbarung für befristete Arbeitsverträge im Anhang 
der Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu 
der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Ar­
beitsverträge ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Rege­
lung wie Art. 2 Abs. 1bis des Gesetzesdekrets Nr. 368 zur 
Umsetzung der Richtlinie 1999/70/EG zu der EGB-UNICE- 
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge (Decreto 
legislativo Nr. 368, attuazione della direttiva 1999/70/CE rela­
tiva all’accordo quadro sul lavoro a tempo determinato concluso 
dall’UNICE, dal CEEP e dal CES) vom 6. September 2001 nicht 
entgegensteht, die es im Unterschied zu der vor Inkrafttreten dieses 
Dekrets geltenden gesetzlichen Regelung einem Unternehmen wie 
der Poste Italiane SpA erlaubt, unter Beachtung bestimmter Vo­
raussetzungen einen ersten oder einzigen befristeten Arbeitsvertrag 
mit einem Arbeitnehmer wie Herrn Vino abzuschließen, ohne die 
objektiven Gründe angeben zu müssen, die den Abschluss eines 
Vertrags mit einer solchen Laufzeit rechtfertigen, da diese Regelung 
nicht im Zusammenhang mit der Umsetzung der Rahmenverein­
barung steht. Dabei ist es unerheblich, dass der mit dieser Rege­
lung verfolgte Zweck nicht zumindest in gleichem Maß schutz­
würdig ist wie der mit der Rahmenvereinbarung angestrebte Schutz 
befristet beschäftigter Arbeitnehmer. 

2. Der Gerichtshof der Europäischen Union ist für die Beantwortung 
der vierten vom Tribunale di Trani (Italien) vorgelegten Frage 
offensichtlich unzuständig. 

3. Die fünfte vom Tribunale di Trani vorgelegte Frage ist offensicht­
lich unzulässig. 

( 1 ) ABl. C 134 vom 22.5.2010.
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